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Streberthum in der Peamkenſchaft. 


Der Begriff des Strebens beinhaltet eine in der Regel ein— 
wandfreie Bethaͤtigung des menſchlichen Willens. Seit geraumer Zeit 
iſt jedoch eine ſogenannte Iſolirung dieſes Begriffes im nachtheiligen 
Sinne unter den Ausdrücken „der Streber“, die „Streberei“ und 
das „Streberthum“ eingetreten. Unter dem letzteren verſteht man ein 
ſehr forcirtes Streben nach öffentlichen Stellungen und äußeren Ehren, 
jedoch unter Anwendung von Mitteln, welche vom Standpunkte der 
Moral zu verwerfen ſind. Dasſelbe macht ſich heutzutage in allen 
mit dem öffentlichen Leben in Beziehungen tretenden Geſellſchafts— 
elaſſen und Berufsarten, beſonders aber im Beamtenſtand, geltend. 

Uueeber dieſes Thema enthält die in Berlin erſcheinende „Deutſche 
Gemeinde- Zeitung“ in der Nummer 50 des verfloſſenen Jahrganges 
einen trefflichen Aufſatz, deſſen goldene Worte jeder Beamte beherzigen 
tollte, Der Verfaſſer ſtellt anſchaulich dar, wie die Streber, Alles vor 
e Niebertretend, nach rechts und links drängend, ihre Collegen nach 
Möglichkeit verdunkelnd, nur beſtrebt ſind, die eigenen Leiſtungen in 
N Vordergrund zu ſtellen, und wie ſie deßhalb in wohlberechneten 
Momenten einen geradezu ſtürmiſchen Eifer an den Tag legen. Im 
Verkehre mit Collegen ſind ſie unaufrichtig und anmaßend, gegenüber 
ihren Vorgeſetzten unterwürfig und lügneriſch, als Vorgeſetzte benehmen 
ſie ji) in der Regel hochfahrend oder nach Umſtänden übermäßig 
freundlich. Die wirkliche Pflichterfüllung iſt ihnen Nebenſache, der 
Schein einer ſolchen iſt hier nur Mittel zum Zweck; ihre Leiſtungen 
ſind daher bei Licht beſehen, meiſt oberflächlich und leichtfertig, denn 
ſie arbeiten ja nur um den Lohn der Anerkennung und nicht für die 


Sache ſelbſt. Der Bevölkerung, richtiger den maßgebenden Kreiſen der= 
ſelben gegenüber pflegen ſie aus wohlerkannten Opportunitätsgründen 
nach Beliebtheit und Popularität zu haſchen. Wahre Achtung und 
Autorität erlangen ſie aber auf dieſem Wege niemals. 

Mit Recht erblickt der Verfaſſer des erwähnten Aufſatzes in dem 
Streberthum einen ſittlichen Mangel der ſchwerſten Art; es unter- 
gräbt die Dienſtfreudigkeit unter den ruhig fortarbeitenden, ſich nicht 
vordrängenden Beamten, ſchadet dadurch dem Dienſte und ſomit auch 
den öffentlichen Intereſſen. Die Schuld an der Verbreitung dieſes — 
mit einer anſteckenden Krankheit verglichenen — Uebels wird in dem 
Aufſatze mehr den Vorgeſetzten der Streber als dieſen ſelbſt zugemeſſen, 
indem ohne einen geeigneten empfänglichen Nährboden kein Bacillus 
gedeihen kann. Jene Vorgeſetzten, welche Streber auf Koſten verdien— 
terer Beamten emporziehen, waren oder ſind in der Regel ſelbſt von 
dieſem Bacillus befallen; ihr Verhältnis zu den Untergebenen beruht 
nicht auf Menſchenkenntnis, Wohlwollen und Achtung der wahren 
Pflichttreue, ſie verſtoßen gegen den Grundſatz, daß an jede Maß— 
nahme von oben der Maßſtab ſtrengſter Gerechtigkeit und Unpartei— 
lichkeit muß angelegt werden können. 

Die Urſachen der hier beklagten Erſcheinung liegen tief, viel— 
leicht tiefer als der betreffende Verfaſſer meint; ſie liegen in den 
Schattenſeiten der menſchlichen Natur, in dem rückſichtsloſen Kampfe 
um die Erringung vermeintlicher Güter, in der menſchlichen Eitelkeit, 
in der Zurückſetzung der wirklichen Dienſtpflichten und des öffentlichen 
Intereſſes vor perſönlichen Vortheilen — mit einem Worte in dem 
Materialismus unſerer Zeit. Gefördert wird das Streberthum durch 
die nachtheilige Beeinfluſſung des Volksgeiſtes durch die wieder von ver— 
ſchiedenen Machtfactoren conſtruirte „öffentliche Meinung“, deren ver— 
hüllte Oberleitung ſtets ihr Augenmerk darauf gerichtet hat, daß die 
wichtigſten Poſten im Staatsleben mit Elementen beſetzt werden, welche 
entweder von vorneherein nicht unabhängig ſind von dieſer öffent— 
lichen Meinung, oder nicht die Kraft beſitzen, ſich von ihr unabhängig 
zu machen. Je ſtärker der Druck dieſer Factoren in einem Staats— 
weſen iſt, umſomehr zehren an dem Marke desſelben Streberei, Pro— 
tection wie Corruption überhaupt, und umſo kränker iſt der betreffende 
Staat. 

Der Bacillus dieſer moraliſchen Krankheit wird ſich kaum gänzlich 
ausrotten laſſen, es wäre ſchon genug, wenn das Streberthum in 
ſeiner Gefährlichkeit mehr erkannt und ſpeciell in der Beamtenſchaft 
mehr bekümpft würde. Eine Vorausſetzung hiefür würde bilden, daß 
die Vorgeſetzten die Fähigkeit, den ernſten Willen und zugleich die 
Macht beſäßen, ihre Beamten nur nach rein ſachlichen Geſichtspunkten 
zu beurtheilen und dementſprechend vorrücken zu laſſen. Auch wird 
Alles, was geeignet iſt, das Ehrgefühl des Beamtenſtandes zu heben, 
ſeine Rechte und Pflichten genau zu beſtimmen und eine ſtramme 
Disciplin zu fördern, zur Bekämpfung des hier beſprochenen Uebels 
dienlich ſein. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Markenrechtsfall. Die Beſtimmungen des dritten Abſchnittes des 

Geſetzes vom 6. Jänner 1890, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 19, finden An⸗ 

wendung auch auf bloß in Worten beſtehende Waarenzeichen (Geſetz 

vom 30. Juli 1895, N.⸗G.⸗Bl. Nr. 108). Einen Beſtandtheil 

der für gleichartige Waaren benützten Marke eines Anderen können 

die geſchützten Worte ſelbſt bei Hinzufügung eines unterſcheidenden 
Beiſatzes nicht abgeben. 

Georg K., Leiter eines Gasglühlichtgeſchäftes, bediente ſich zur 
Bezeichnung der daſelbſt erzeugten Lampen eines Etiquetteſtreifens, 
welcher die Inſchrift trug: „Wiener Gasglühlicht Juvel — kein Auer⸗ 
licht — Wien, II. Stefanieſtraße 18, nächſt Karmeliterplatz — man 
achte auf die Marke Juvel“. Die Oeſterreichiſche Gasglühlicht-Actien⸗ 
geſellſchaft, Wien, IV. Schleifmühlgaſſe 4, für welche sub Nr. 7118 
die Wortmarke „Auerlicht“ regiſtrirt iſt, erblickte darin einen Eingriff 
in ihr Markenrecht und das Landesgericht ſprach desſelben den Georg K. 
ſchuldig (Urtheil vom 11. Juni 1898), inhaltlich der ſehr eingehenden 
Begründung, von der hier abgeſehen werden kann, insbeſondere auch 
vermöge der Anficht, „daß das markenrechtlich geſchützte Wort in der 
Waarenbezeichnung eines Anderen überhaupt nicht erſcheinen darf, 
und zwar weder allein, noch auch in Verbindung mit anderen Worten“. 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde des Verurtheilten wendet ein, daß die Worte 
„kein Auerlicht“ eine Verletzung des klägeriſchen Markenrechtes nicht 
begründen, da — von der dem geſchützten Worte beigefügten Negation 
abgeſehen — die Novelle vom 30. Juli 1895, R.-G.-Bl. Nr. 108, 
nach Inhalt und Faſſung lediglich die Annullirungsklage vor Augen 
habe, und eine Ergänzung oder beziehungsweiſe Ausdehnung des § 23 
des Geſetzes vom 6. Jänner 1890, R.-G.-Bl. Nr. 19, nicht darſtelle. 

Die Beſchwerde wurde vom k. k. Caſſationshofe mit Entſcheidung 
vom 14. October 1898, 3. 9761, verworfen. 

Gründe: Mit Rückſicht auf die Aufſchrift der citirten Novelle, 
„womit das Geſetz vom 6. Jänner 1890, R.-G.⸗ Bl. Nr. 19, be⸗ 
treffend den Markenſchutz, ergänzt, beziehungsweiſe abgeändert wird“, 
jo wie gerade auf deren Faſſung und Inhalt, wornach § 3, Abſatz 2, 
des Markenſchutzgeſetzes abgeändert, beziehungsweiſe ergänzt wird, ohne 
daß eine anderweitige, insbeſondere ſtrafrechtliche Beſtimmung bezüglich 
der Wortmarke geſchaffen würde, unterliegt es wohl keinem Zweifel, 
daß auch die anderen Beſtimmungen des Markenſchutzgeſetzes der ge— 
änderten Beſtimmung bezüglich der Wortmarke anzupaſſen find und 
daß insbeſondere auch die Vorſchriſten des III. Abſchnittes dieſes 
Geſetzes über den Eingriff in das Markenrecht auf dieſe Marke An- 
wendung zu finden haben. Dieſemnach iſt es aber ebenſo zweifellos, 
daß durch die Anwendung der Bezeichnung „kein Auerlicht“ auf dem 
Etiquetteſtreifen des Angeklagten ein Eingriff in die klägeriſche Wort⸗ 
marke „Auerlicht“ erſolgte, indem durch die citirte Novelle die Wort- 
marke auf ein ſpecielles Gebiet der Nomenclatur beſchränkt (§ 1), der 
ausſchließliche Gebrauch derſelben jedoch auf jede Ausführungsform und 
Wiedergabe ausgedehnt wurde (§ 2), nach dieſen Beſtimmungen daher 
das geſchützte Wort in der Waarenbezeichnung eines Anderen über— 
haupt nicht erſcheinen darf. Daran vermag auch die beigefügte Ne⸗ 
gation nichts zu ändern und könnte in derſelben bloß ein Umgehen 
der ſtricten Beſtimmung des § 2 der citirten Novelle erblickt werden, 
zumal ein triftiger Grund für die Bezeichnung, daß die Waare nicht 
das Product eines Anderen iſt, nicht geltend gemacht werden kann. 
Die Subſumtion der Handlungsweiſe des Angeklagten unter die Be⸗ 
ſtimmungen des § 23 des Markenſchutzgeſetzes und des § 2 der Marken⸗ 
ſchutznovelle erweiſt ſich ſonach nicht als rechtsirrthümlich. 


Einwendungen gegen die Wählerliſten für die Gemeindewahlen, 
welche nach dem Auf legen der Wählerliſten zur Einſichtnahme, jedoch 
noch vor Beginn der Neclamationdfrift, alſo verfrüht eingebracht 
werden, find jedenfalls als rechtzeitig eingebracht anzuſehen. 
Ein Gemeindemitglied kann als mit der Rechnungslegung über eine 
Gemeindeanſtalt im Sinne $ 4 lit. c) der Gemeindewahlordnung 
für Böhmen im Rück ſtande befindlich nicht angeſehen werden, wenn 
zur entſprechenden Zeit die betreffende Rechnung von anderer Seite 
bereits gelegt war. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 22. October 1898 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die Beſchwerde des Joſef 
Archleb, Ignaz Honék, Franz Hanel, Gottliebe Cizek, Joſef Michl 
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und Franz Némec, durch Dr. Johann Voſtrebal, de praes. 16. April 
1898, 3. 150 R. G., zu Recht erkannt: 

Durch die Entſcheidungen der Reclamations commiſſion der 
Gemeinde Dobruska vom 12. December 1897, Z. 1712, der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft in Neuſtadt a. d. Mettau vom 5. Februar 
1898, 3. 2570, und der k. k. Statthalterei im Königreiche Böhmen 
vom 23. März 1898, 3. 34.630, intimirt am 29. März 1898, 
3. 10.404, wurde das durch die Verfaſſung (Art. 4, Abſ. 2 des 
Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142) 
gewährleiſtete politiſche Recht der Beſchwerdeführer: Joſef Archleb, 
Ignaz Honeék, Franz Hanel, Gottlieb Cizek, Joſef Michl und Franz 
Nemec zur Wahl in die Gemeindevertretung von Dobruska verletzt. 

Gründe: Die Beſchwerdeführer wurden anläßlich der bevor— 
ſtehenden Wahlen in die Gemeindevertretung von Dobruska nicht in 
die Wählerliſten eingetragen, weßhalb ſie wider dieſe ihre Ausſchließung 
am 15./17. November 1897 ihre Einwendungen bei der Gemeinde— 
commiſſion einbrachten. Dieſe Commiſſion bedeutete den Reclamanten 
mit dem Beſcheide vom 19. November 1897, 3. 1513, fie habe über 
die Einwendungen nicht entſchieden, weil an den Wählerliſten derzeit 
nichts geändert werden dürfe, ſie werde aber als Reclamations-Com⸗ 
miffion über das Begehren der Beſchwerdeführer innerhalb der Rekla— 
mationsperiode abſprechen. Die Beſchwerdeführer überreichten in Folge 
deſſen vorſichtshalber am 13. December 1897, alſo während der 
Reclamationsfriſt, eine neuerliche Reclamation. Die erſte Reclamation 
wurde am 12. December 1897, 3. 1712, die zweite am 14/16. De⸗ 
cember 1897 sine num. erledigt. Beide Erledigungen ſind gleichlautend 
und ſprechen den Beſchwerdeführern das Wahlrecht deshalb ab, weil 
fie, der Gemeindevertretung in den Jahren 1887 bis 1897 angehörig, 
über die in der Verwaltung der Gemeinde ſtehende Franz Joſef— 
Stiftung nicht Rechnung gelegt haben. Dagegen ergriffen die Be— 
ſchwerdeführer die Berufung an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in 
Neuſtadt a. d. Mettau. Dieſe wies die Berufung am 5. Februar 
1898, 3. 2570, ab, weil die erſten Einwendungen nicht während der 
achttägigen Reclamationsfriſt, ſondern noch vor Beginn dieſer Friſt 
überreicht wurden, daher von der Reclamationscommiſſion ſofort als 
unzuläſſig zurückgewieſen werden ſollten, wobei bemerkt wurde, daß 
die zweite gleichlautende Entſcheidung der Reclamationslommiſſion vom 
14./16. December 1897 nicht in Beſchwerde gezogen wurde, daher 
in Rechtskraft erwuchs. Der wider dieſe Entſcheidung überreichte 
Recurs wurde laut des Intimates der genannten Bezirkshauptmann— 
ſchaft vom 29. März 1898, Z. 10.404, von der k. k. böhmiſchen 
Statthalterei abgewieſen. Durch die citirten Entſcheidungen erachten 
ſich die Beſchwerdeführer in ihrem Gemeinde-Wahlrechte beeinträchtigt 
und ergreifen ſie daher die Beſchwerde an das k. k. Reichsgericht, in 
welcher Folgendes geltend gemacht wird. Bloß die Reclamationscom— 
miſſion beſtreitet directe das Wahlrecht der Beſchwerdeführer, während 
die politiſchen Behörden der meritoriſchen Entſcheidung auswichen und 
die Beſchwerden bloß aus formalen Gründen abwieſen. Belangend die 
Entſcheidung der Reclamationscommiſſion, ſo widerſtreitet dieſe den 
Thatſachen und dem Geſetze. Bei einer derartigen Auslegung des 
Geſetzes müßte häufig die ganze Gemeindevertretung von der Neuwahl 
ausgeſchloſſen werden, wenn erwogen wird, daß bei dem Andrange 
von Arbeit die Gemeinderechnungen wohl nur ausnahmsweiſe in der 
geſetzlich vorgeſchriebenen Zeit gelegt zu werden pflegen. Betreffs der 
fraglichen Stiftung wird unter Berufung auf die Aufklärungen der 
Recurſe hervorgehoben: a) daß die Führung und Legung der Rechnung 
über die Stiftung nicht den Beſchwerdeführern oblag, ſondern dem 
von der Gemeinde beſtellten Rechnungsbeamten, und b) daß zur Zeit 
der Zuſammenſtellung der Wählerliſten die Rechnung bereits gelegt 
und erledigt war, daß daher der frühere Reviſionsbericht diesfalls 
nicht herangezogen werden kann. Nebenbei wird bemerkt, daß die 
Reclamationscommiſſion den Einwendungen des Wenzel Byravsty ftatt- 
gab und den Joſef Bas in der Wählerliſte beließ, obgleich bei ihnen 
dasſelbe Verhältniß obwaltet. Belangend die Begründung der Ent— 
ſcheidungen der politiſchen Behörden, ſo wird geltend gemacht: Es 
widerſtreitet dem Begriffe und dem Zwecke eines Rechtsmittels — 
und ein ſolches iſt auch die Reclamation — dasſelbe wegen Vor— 
zeitigkeit abzuweiſen. Dieſen Standpunkt nahm die Gemeinde— 
commiſſion nicht ein, ſondern ſie behielt die Einwendungen zurück 
und entſchied ſodann über dieſelben. Aber auch die Bezirkshauptmann⸗ 


ſchaft verwies die Berufung der Beſchwerdeführer wider die Vorent⸗ 
ſcheidung der Gemeindecommiſſion auf die ſeinerzeitige Entſcheidung 
und wies nicht auf die Unſtatthaftigkeit der Reclamation hin. Auch 
der zweite Abweiſungsgrund iſt ein hinfälliger. Beide Entſcheidungen 
der Reclamationscommiſſion ſind wörtlich gleichlautend, und in beiden 
iſt die Berufungsfriſt feſtgeſetzt. Es handelt ſich doch nur um eine 
und dieſelbe Sache; wie kann da die zweite Entſcheidung in Rechts— 
kraft erwachſen, wenn die erſte angefochten iſt. Hiernach wird das 
im Enunciate angeführe Begehren geftellt. 

In der Gegenſchrift des k. k. Miniſteriums des Innern wird 
auf Grund des dargeſtellten Sachverhaltes conſtatirt, daß die Statt- 
halterei-Entſcheidung lediglich aus formellen Gründen erfolgte; es 
wird daher auf das Meritum der Beſchwerde nicht eingegangen, und 
in formali nur noch Folgendes bemerkt: Nach § 18 Gemeinde-Wahl⸗ 
ordnung iſt die Auflegung der Wählerliſten durch öffentlichen Anſchlag 
in der Gemeinde mit Feſtſetzung einer Präcluſivfriſt von 8 Tagen zur 
Anbringung von Einwendungen dagegen kundzumachen und es hat 
über die rechtzeitig eingebrachten Einwendungen die Reclamationscom— 
miſſion binnen drei Tagen zu entſcheiden und die als zuläſſig erkannte 
Berichtigung vorzunehmen. Hieraus folgt, daß die Reclamations— 
commiſſion lediglich über die rechtzeitig eingebrachten Einwendungen 
abzuſprechen hat, und daß als rechtzeitig eingebrachte Einwendungen 
lediglich diejenigen angeſehen werden können, welche innerhalb der 
durch öffentlichen Anſchlag feſtgeſetzten achttägigen Präcluſipfriſt ein- 
gebracht werden. Andere, als innerhalb dieſer Friſt eingebrachte 
Einwendungen, ſei es, daß ſie vor Beginn oder nach Ablauf der— 
ſelben eingebracht werden, können umſoweniger als rechtzeitig einge⸗ 
bracht betrachtet und behandelt werden, als die Reclamationsfriſt 
geſetzlich als Präcluſivfriſt bezeichnet erſcheint und dieſer Begriff eine 
Ausdehnung oder Einſchränkung der in Betracht kommenden Friſt 
ausſchließt. Daß dieſe Anſicht die allein richtige iſt, wird durch den 
weiteren Umſtand bekräftigt, daß die im $ 18 Gemeinde-Wahlordnung 
beſtimmte achttägige Präcluſivfriſt eine Friſt zur Geltendmachung eines' 
Rechtsmittels iſt, es daher auch von dieſem Geſichtspunkte aus unzu— 
läſſig erſcheint, daß der Zeitpunkt, in welchem dieſes Rechtsmittel 
geltend zu machen iſt, von der Partei nach ihrem Belieben gewählt 
und beſtimmt werde. Dafür, daß die Beſchwerdeführer ſelbſt die Rich— 
tigkeit der hier vertretenen Anſicht anerkennen, ſpricht übrigens der 
Umſtand, daß ſie ihre Einwendungen gegen die Wählerliſten, nachdem 
denſelben in der Sitzung der Reclamationscommiſſion vom 12. De- 
cember 1897 keine Folge gegeben worden iſt, am 13. December 1897 
alſo innerhalb der zur Anbringung von Einwendungen gegen die 
Wählerliſten feſtgeſetzten achttägigen Präcluſivfriſt, mittels einer neuen 
Eingabe reproducirten. Die erſte Reclamation der Beſchwerdeführer 
war eine vorzeitige, dieſelbe konnte ſonach auch im Berufswege nicht 
gewürdigt werden. Gegen die Abweiſung der zweiten Reclamation 
wurde thatſächlich eine Berufung nicht eingebracht, es waren ſonach 
die politiſchen Behörden nicht berufen, in der Sache eine die Ent- 
ſcheidung der Reclamationscommiſſion zu Gunſten der Beſchwerde⸗ 
führer abändernde Entſcheidung zu treffen. Demgemäß wird gebeten, 
zu erkennen, es habe eine Verletzung des den Beſchwerdeführern durch 
die Staatsgrundgeſetze gewährleiſteten Wahlrechtes zur Wahl der Ge- 
meindevertretung in Dobruska nicht ſtattgefunden. 

Bezüglich der vorliegenden Beſchwerde iſt zunüchſt die Frage zu 
erörtern, ob das Wahlrecht von Seite der Beſchwerdeführer in gehö⸗ 
riger Weiſe in Anſpruch genommen wurde. 

Die diesfällige Beſtimmung des § 18, Abſatz 2 und 3 Ge— 
meinde⸗Wahlordnung, hat den Zweck, eine Friſt feſtzuſetzen, nach deren 
Ablauf Einwendungen gegen die Wählerliſten nicht mehr eingebracht 
werden dürfen, und es wird hiedurch die Berückſichtigung von ver— 
ſpätet angebrachten Einwendungen ausgeſchloſſen. 

Hieraus folgt aber nicht, daß Einwendungen, welche nach dem 
Auflegen der Wählerliſten zur Einſichtnahme, jedoch noch vor Beginn 


der Reclamationsfriſt, alſo verfrüht angebracht werden, gleichfalls | 


von der Berückſichtignng ausgeſchloſſen find, da ja durch die vor⸗ 
zeitige Anbringung weder die endgiltige Feſtſtellung der Wähler— 
liſten, noch die Entſcheidung über die Reclamation in irgend einer 
Weiſe behindert wird. 

Gilt dies ſchon im Allgemeinen, ſo muß im vorliegenden Falle 
noch überdies beachtet werden, daß die von den Beſchwerdeführern 


39 


nach am 8. November 1897 erfolgter Verlautbarung des Aufliegens 
der Wählerliſten am 17. November 1897, 3. 1513, — alſo vor 
Beginn der für die Zeit vom 10. bis 18. December 1897 beſtimmten 
Reclamationsfriſt — überreichten Einwendungen nicht etwa zurück⸗ 
geſtellt wurden, ſondern den Beſchwerdeführern mit dem Beſcheide vom 
19. November 1897, 3. 1513, bedeutet worden ift, daß über ihre 
Reclamation (dermal) ein Beſchluß nicht gefaßt wurde, daß vielmehr 
erſt nach Ablauf der Reclamationsfriſt das Weitere 
erfolgen werde, „ 11 ; 

daß alſo den Beſchwerdeführern die ſeinerzeitige Entſcheidung 
über ihre Einwendungen zugeſichert wurde, N 

und daß dieſe Entſcheidung auch thatſächlich am 12. December 
1897, 3. 1712, u. zw. abweislich erfolgte. j en. 

Wider dieſe Entſcheidung wurde die Berufung an die k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft rechtzeitig am 14. December 1897 über⸗ 
reicht und erſcheint hiedurch und weiter durch die Anbringung des 
Recurſes wider die Entſcheidung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in 
Neuſtadt a. d. Mettau vom 5. Februar 1898, 3. 2570, an die 
böhmiſche k. k. Statthalterei der geſetzlich vorgeſchriebene adminiſtra— 
tive Weg erſchöpft und iſt daher nach Art 3b des Staatsgrund— 
geſetzes vom 21. December 1867, R.-G.⸗Bl. Nr. 143, das k. k. 
Reichsgericht zur Entſcheidung über die vorliegende Beſchwerde berufen, 
da es gleichgiltig iſt, ob die abweislichen Entſcheidungen der Admini— 
ſtrativbehörden aus meritoriſchen oder bloß formalen Gründen erfolgten. 

Als gleichgiltig muß es ferner bezeichnet werden, daß die Be- 
ſchwerdeführer am 18. December 1897, 3. 1716, ihr Wahlrecht 
neuerlich reclamirten, daß hierüber am 14./ 16. December 1897 ab⸗ 
geſondert entſchieden und daß gegen dieſe Entſcheidung ein beſonderer 
Recurs nicht eingebracht wurde, denn beide ihrem Inhalte nach 
identiſche Einwendungen betrafen ein und dasſelbe Recht und die 
beiden abweislichen Entſcheidungen ſind wörtlich gleichlautend, weß— 
halb bezüglich dieſer beiden identiſchen Enſcheidungen ſchon die An— 
fechtung der erſten als genügend und auch bezüglich der zweiten wirk— 
ſam angeſehen werden muß. 

In der That liegen nicht zwei verfchiedene Reclamationen, ſon— 
dern nur eine vor, da die Eingabe vom 13. December 1897 nur 
als eine vorſichtsweiſe Reproduction der ſchon am 17. November 
1897 überreichten Reclamation angeſehen werden kann. 

Durch die vorerwähnten, nur aus formellen Gründen erfolgten 
Abweiſungen des Recurſes an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Neu⸗ 
ſtadt a. d. Mettau und des Recurſes an die k. k. Statthalterei im 
Königreiche Böhmen iſt im adminiſtrativen Wege die Entſcheidung der 
Reclamationscommiſſinn der Stadtgemeinde Dobruska vom 12. De- 
cember 1897, Z. 1712, aufrecht erhalten und ſomit feſtgeſtellt wor⸗ 
den, daß die Beſchwerdeſührer von der Aufnahme in die am 8. No- 
vember 1897 verlautbarten Wählerliſten nach § 4 lit. e der Gemeinde⸗ 
Wahlordnung für Böhmen, alſo deßwegen ausgeſchloſſen worden ſind, 
weil ſie mit „obgehabter Rechnungslegung“ über das Vermögen einer 
Gemeindeanſtalt (Franz Machäcek ches Stiftungsvermögen) im Rück⸗ 
ſtande waren. 

Gegen dieſe aus materiellen Gründen durch die Reclamations— 
commiſſion erfolgte Ausſchließung von der Aufnahme in die Wähler— 
liſten richtet ſich nun die beim Reichsgerichte rechtzeitig eingebrachte 
Beſchwerde von Joſef Archleb und Genoſſen. Zwei Punkte find dies— 
bezuglich zu prüfen: einmal der Punkt, ob den Beſchwerdeführern 
überhaupt eine Pflicht zur Rechnungslegung oblag, und ſodann der 
Punkt, ob zur Zeit der Auflegung der Wählerliſten (8. November 
1897) die etwaige Rechnungslegungspflicht noch beſtand. 

Belangend den erſten Punkt, jo beſtreiten die Beſchwerde— 
führer dieſe Pflicht, weil die Franz Machäcek'ſche Stiftung, auf welche 
ſich die angebliche Rechnungslegungspflicht bezogen haben ſoll, damals 
zur Zeit der Auflegung der Wählerliſten wegen des Beſtandes des 
Nutznießungsrechtes der Frau Franziska Synäcek noch gar nicht 
activirt war. Dieſe Begründung der Beſtreitung iſt unhaltbar, weil 
nach Ausweis der Adminiſtrativacten der Gemeindeausſchuß, dem 
die Beſchwerdeführer angehört hatten, thatſächlich Verfügungen über 
das zu Stiftungszwecken gewidmete Franz Machäcek'ſche Nachlaßver⸗ 
mögen vorgenommen, insbeſondere die Hälfte des Pachtzinſes der 
Grundſtücke an Pfründner vertheilt hat. Dieſe Erträgniſſe, beziehungs— 
weiſe deren Verwendung waren jedenfalls zu verrechnen, nur traf die 


Rechnungslegungspflicht bloß den Beſchwerdeführer Joſef Archleb als 
geweſenen Gemeinde-Vorſteher, dagegen nicht die übrigen Beſchwerde— 
führer, als geweſene Gemeinde-Ausſchuß⸗ Mitglieder (88 52, 57, 72 
Gemeindeordnung für Böhmen). Betreffs dieſer Letzteren iſt daher 
ſchon aus dieſem Grunde die Entſcheidung der Reclamationscommiſſion 
vom 12. December 1897, Z. 1712, geſetzwidrig, da ihnen eine 
Rechnungslegungspflicht gar nicht oblag, ſie daher auch wegen an— 
geblichen Rückſtandes mit der Rechnungslegung von der Aufnahme in 
die Wählerliſten nicht ausgeſchloſſen werden ſollten. 

Bezüglich des zweiten Punktes iſt es allerdings richtig, daß 
Joſef Archleb als geweſener Gemeindevorſteher die von ihm zu er— 
ſtattende Rechnung über das Franz Machacek'ſche Stiftungsvermögen 
bis zur Auflegung der Wählerliſten nicht gelegt hatte. Allein nach 
den in der öffentlichen Verhandlung vorgekommenen thatſächlichen An⸗ 
führungen, die von der Gegenſeite nicht beanſtändet worden find, über⸗ 
dies auch durch die Adminiſtrativacten beſtätigt worden, ergibt ſich, 
daß die bezügliche Rechnung von dritter Seite, nämlich von dem Organe 
der Verwaltungscommiſſion, Landesofficial Sen&opie zur kritiſchen Zeit 
bereits gelegt war. Deßhalb kann nicht angenommen werden, daß 
Joſeſ Archleb ſich bezüglich dieſer Rechnung damals noch im Rücckſtande 
befand (§ 4 lit. c. G.⸗W.⸗O.). Von einem Rückſtande bezüglich dieſer 
Rechnung konnte zur Zeit der Auflegung der Wählerliſten überhaupt 
nicht mehr geſprochen werden, weßhalb daher auch Joſef Archleb in 
die Wählerliſten aufzunehmen war. Würde man Joſef Archleb als 
trotz objectiv gelegter Rechnung noch im Rückſtande befindlich betrachten, 
ſo hätte dies die Conſequenz, daß Joſef Archleb für alle Zukunft 
vom Wahlrechte zur Gemeindevertretung ausgeſchloſſen wäre; denn 
die bereits gelegte Rechnung kann von Niemandem mehr, auch nicht 
von Joſef Archleb, gelegt werden. Dieſe Conſequenz widerſpräche dem 
§ 11, Nr. 2 der Gemeinde-Wahlordnung, dem zu Folge die Aus- 
ſchließung vom Wahlrecht wegen Rechnungsrückſtandes nur eine zeit⸗ 
liche iſt. Die Zeitgrenze dieſer Ausſchließung kann aber, dem Sinn 
und der Tendenz der SS 4 lit. c. und 11 Nr. 2 G.⸗W.⸗O. gemäß, 
nicht in der bezüglichen Wahlperiode, ſondern nur in der Behebung 
des Rückſtandes, ſelbe mag durch den Verpflichteten oder durch eine 
andere Perſon erfolgt ſein, gefunden werden. 

Bei dieſem Sachverhalte mußte der Beſchwerde betreffs ſämmt— 
licher Beſchwerdeführer ſtattgegeben und erkannt werden, daß durch die 
Entſcheidung der Reclamationscommiſſion vom 12. December 1897, 
Z. 1712, beziehungsweiſe der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Neuſtadt 
a. d. Mettau vom 5. Februar 1898, 3. 2570, und der k. k. Statt- 
halterei im Königreiche Böhmen vom 23. März 1898, Z. 34.630, 
das durch den Art. 4, Abſatz 2 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. De— 
eember 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 142, gewährleiſtete Wahlrecht der Be— 
ſchwerdeführer zur Gemeindevertretung verletzt worden ſei. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 22. October 1898, 3. 347.) 


Literatur. 


Beitrag zur Reform des öſterreichiſchen Waſſerrechtes. Ueber 
Anregung des Verbandes der Induſtriellen in den politiſchen Bezirken Mödling, 
Neunkirchen, Wiener⸗Neuſtadt und Umgebung, verfaßt von Dr. Johann Bouſek, 
Advocaten in Neuſtadt. Wien 1898. Selbſtverlag des Verbandes der Induſtriellen. 


Die vorliegende Schrift iſt nach der Angabe im Titel und in der Vorrede 
auf eine ſpecielle Anregung von Intereſſenten zurückzuführen; ſie kann aber mit 
Recht eine weitergehende Beachtung für ſich in Anſpruch nehmen. Die Reform des 
öſterreichiſchen Waſſerrechtes iſt heute eine von allen Intereſſenten und auch von 
den Behörden anerkannte Forderung. Wenn ein Geſetz nach jahrzehntelangem Be- 
ſtande noch nicht in allen ſeinen Theilen durchgeführt iſt — fiehe das Waſſerbuch 
— und wenn manche Beſtimmungen noch immer nicht allgemeines Verſtändniß 
gefunden, vielmehr noch Ueberreſte früherer Ordnungen, trotz des Geſetzes mit Rück⸗ 
ſicht auf ihre Unentbehrlichkeit beſtehen, ſo beweiſt dies gewiß die Reformbedürftig⸗ 
keit eines Geſetzes. Jede Abhandlung, welche Lücken und Mängel nachweiſt, muß 
uns da willkommen ſein, umſomehr wenn ſie, wie die vorliegende, dies in knapper 
Form und als Ausdruck der praktiſchen Erfahrung thut. Wir verweiſen hier auf 
die Anregung, betreffend die Zufammenſetzung der Waſſerrechtsbehörden, die Ver⸗ 
einigung der waſſerrechtlich techniſch-hydrographiſchen Angelegenheiten in ein Reſſort, 
die Schaffung eines Fluß⸗Inſpectorates, endlich auf die Stellungnahme in der Frage 
über die Dauer der Conceſſionen. Beſonders wichtig erſcheinen uns die Ausführungen 
über einen fühlbaren Mangel des Geſetzes rückſichtlich der Genoſſenſchaften, be⸗ 
ziehungsweiſe Verbände der Triebwerksbeſitzer. In der Kritik iſt beſonders die Aus⸗ 
führung über das Eigenthum an fließendem Gewäſſer hervorzuheben. Die Reform 
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des Waſſerrechtes iſt ja nun als unaufſchiebbar anerkannt und bildet auch einen 
Programmpunkt des Landwirthſchaftsrathes. Wir begrüßen die vorliegende Schrift 
als einen werthvollen Beitrag zur Löſung der Frage und empfehlen dieſelbe Allen, 
welche ſich in den wichtigſten Punkten des Waſſerrechtes, welche einer Reform be⸗ 
dürfen, raſch orientiren wollen. Tr. Moriz Caspaar. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Tolmein Friedrich Grafen 
Marenzi den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberingenieur der Staatsbaudienſtes in Kärnten 
Joſef Ritter v. Edlmann den Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberingenieur Bernard Faßl in Innsbruck 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel und Charakter eines Bau: 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe Ferdinand v. Wocher zu 
Oberlochau und Hauſen in Wien anläßlich der Verſetzung in der Ruheſtand 
den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Steuer⸗Oberinſpectoren Heinrich Grabner und 
Friedrich Kreipner anläßlich der übernahme in der Ruheſtand den Titel und 
Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Oberpoſtcontrolor Ignaz Freiherr v. Lichten⸗ 
thurn in Wien anläßlich der Verfetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſer⸗ 
lichen Rathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident g. L. d. M. d. J. hat den Privatingenieur Julius 
Polley zum Oberingenieur für den Staatsbaudienſt im Küſtenlande ernannt. 

Der Oberſte Rechnungshof hat den Rechnungsrath Edmund Schuſter 
Edlen v. Bonnott zum Ober⸗Rechnungsrathe und den Rechnungsrevidenten Emil 
Sitta zum Rechnungsrathe ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Dr. Karl Albrecht und den 
Steuer⸗Oberinſpector Guſtav Tauzher zu Finanzräthen und den Steuer-Ober⸗ 
inſpector Dr. Julius Weis R. v. Oſtborn zum Finanzſecretär im Bereiche der 
Finanz⸗Landesdirection in Graz ernannt, 

Der Finanzminiſter hat den Zoll⸗Oberamtscontrolor Camillo Paletta 
zum Zoll⸗Oberamtsverwalter in der VIII. Rangsclaſſe bei dem Hauptzollamte in 
Brünn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Steuerinſpectoren Heinrich Kittag, Raimund 
Jordan und Dr. Wilhelm Kreft zu Steuer⸗Oberinſpectoren im Bereiche der 
Finanz⸗Landesdirection in Laibach ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Evidenzhaltungs-Obergeometer 1. Claſſe Lucian 
Theimer zum Evidenzhaltungs-Inſpector in Wien ernannt. 

5 Der Finanzminiſter hat die Steuer-Inſpectoren Joſef Lenk, Wenzel 
Cervenka, Joſef Reichl, Adolf Schwarz und Jur.-Dr. Iſidor Seydl zu 
Steuer⸗Oberinſpectoren für den Bereich den Finanz-Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Anton Gloger zum Haupt⸗ 
ſteueramts⸗Controlor für den Dienſtbereich der Finanzlandesdirection in Brünn 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor des Tabakverſchleiß⸗Magazins in 
Graz Karl Gaulhofer zum Verwalter ernannt. 5 

Der Finanzminiſter hat den Controlor des Tabakverſchleiß-Magazins in 
Brünn Joſef Brzobohaty zum Verwalter bei dieſem Magazin ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Adjuncten bei der Tabakhauptfabrik in Neu⸗ 
titſchein Ernſt Heger zum Verwalter des Oekonomates der Generaldirection der 
Tabakregie in Wien ernannt. 5 

Der Finanzminiſter hat die Kanzlei-Officiale Sigmund Dorazil, Anton 
Zapletal und Joſef Martin zu Hilfsämter⸗Directions⸗Adjuncten im Finanz⸗ 
miniſterium ernannt. Ede 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Johann Sovik in Brünn 
zum Ober-Poſtverwalter in Prerau ernannt. 2 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Moriz Wagner in Friedland 
zum Oberpoſtverwalter in Trautenau ernannt. Be m, 

Der Handelsminiſter hat den Viceſecretär der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion 
Dr. Ferdinand Schmid zum Miniſterial-Viceſecretär im Handelsminiſterium 
ernannt. 


Erledigungen. 


Hilfsämterdirectorsſtelle in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell Hilfs: 
ämterdirections-Adjunctenſtelle in der IX. Rangsclaſſe, eventuell Officials⸗ 
ſtelle in der X. Raugsclaſſe beim Verwaltungsgerichtshoſe in Wien bis 9. März 
1899. (Amtsblatt Nr. 44.) “ 

Hauptcaſſiersſtelle in der VIII. und Hauptcaſſe⸗Controlors⸗ 
ſtelle in der IX. Rangsclaſſe bei der Bergdirection in Pribram bis 15. März 1899. 
(Anitsblatt Nr. 40.) 

Mehrere Poſtaſſiſtentenſtellen in der XI. Rangsclaſſe im Poſt⸗ und 
Telegraphen⸗Directionsbezirke für Oeſterreich unter der Enns bis 25. März 1899. 
(Amtsblatt Nr. 42.) 


E Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 9 und 10 der Erkenntuniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


